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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 

mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festlegung der 
Grundregeln für die Gewährung der Erstattungen bei der 
Ausfuhr sowie der Kriterien für die Festsetzung der 
Erstattungsbeträge für Rohtabak 

eine Verordnung (EWG) des Rates zur Festsetzung be- 
stimmter Grundregeln für die Verträge über die erste 
Bearbeitung und Aufbereitung, für Lagerverträge sowie 
für den Absatz des im Besitz der Interventionsstellen 
befindlichen Tabaks. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 14. Januar 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung der Kommissionsvor- 
schläge durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelten Begründungen beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festlegung der Grundregeln für die Gewährung der Erstat- 
tungen bei der Ausfuhr sowie der Kriterien für die Festsetzung 
der Erstattungsbeträge für Rohtabak 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für Rohtabak 1 ), 
insbesondere auf Artikel 9 Absatz 4, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Im internationalen Rohtabakhandel werden nur 
Tabakballen gehandelt, da nur bei diesen eine Kon- 
servierung unter technisch einwandfreien Bedingun- 
gen möglich ist. Die Gewährung der Erstattungen 
bei der Ausfuhr von Rohtabak ist daher auf Tabak- 
ballen aus Tabakblättern der Gemeinschaftsernte zu 
beschränken. 

Die Preis- und Absatzbedingungen sind je nach 
Tabaksorte der Gemeinschaftsernte unterschiedlich. 
Es ist daher erforderlich, die Erstattungen für die 
einzelnen Sorten in unterschiedlicher Höhe festzu- 
setzen. 

Die Tabakballen aus Tabakblättern einer bestimm- 
ten Ernte können während eines verhältnismäßig 
langen Zeitraums vermarktet werden. Einige der 
Faktoren, auf die sich die Kriterien zur Festsetzung 
der Erstattung beziehen, können je nach dem Jahr 
der Erzeugung dieses Tabaks unterschiedlich sein. Es 
empfiehlt sich daher, die Möglichkeit einer Diffe- 
renzierung der Erstattung für Tabak einer bestimm- 
ten Sorte nach dem Erntejahr vorzusehen. 

Die Erstattungen müssen nach bestimmten Krite- 
rien festgesetzt werden, die es erlauben, daß die 
Differenz zwischen den Preisen für Tabakballen aus 
der Gemeinschaftserzeugung für die Prämien ge- 
währt worden sind, und den Preisen im internatio- 
nalen Handel gedeckt wird. Ferner sind bei jeder 
Sorte die Bedingungen zu berücksichtigen, unter 
denen die Erzeugung auf dem Handelswege in der 
Gemeinschaft abgesetzt wird. 

Ferner ist es notwendig, bei dieser Festsetzung 
die anfallenden Vermarktungs-, Transport und Her- 
anführungskosten zu berücksichtigen. 

Es empfiehlt sich, die bei der Anwendung von 
Artikel 9 Absatz 1 zweiter Unterabsatz der Verord- 
nung (EWG) Nr. 727/70 zu berücksichtigenden Fak- 
toren festzulegen. 


Es muß die Möglichkeit geschaffen werden, den 
Erstattungsbetrag unter Würdigung der Entfernung 
zwischen dem Gemeinschaftsmarkt und den Bestim- 
mungsländern und wegen der besonderen Einfuhr- 
bedingungen einiger Bestimmungsländer, nach dem 
Bestimmungsland der Waren zu differenzieren. 

Zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 
müssen für die Exporteure in der gesamten Gemein- 
schaft die gleichen Verwaltungsvorschriften gelten - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

Die Gewährung der Ausfuhrerstattungen für Roh- 
tabak ist auf Tabakballen aus Tabakblättern der 
Gemeinschaftsernte beschränkt. 

Artikel 2 

1. Die Erstattungen werden nach Sorten der Ge- 
meinschaftsproduktion festgesetzt, wobei folgende 
Faktoren in Betracht gezogen werden: 

a) der Stand und die voraussichtliche Entwicklung: 

- der Preise in der Gemeinschaft und der ver- 
fügbaren Mengen sowie der Absatzmöglich- 

; keiten in der Gemeinschaft; 

- der Preise im internationalen Handel; 

: b) die günstigsten Vermarktungs- und Transport- 
kosten innerhalb der Gemeinschaft sowie die 
günstigsten Kosten der Heranführung bis zu den 
Bestimmungsländern; 

| c) die wirtschaftliche Beurteilung der beabsichtigten 
Ausfuhren. 

j 2. Die Erstattung kann für Tabak der gleichen Sorte 
| nach Erntejahren differenziert werden. 

Artikel 3 

Zur Beurteilung der in Artikel 9 Absatz 1 zweiter 
! Unterabsatz der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 ge- 
| nannten Ausnahmefälle werden vor allem die für 
l gewisse Bestimmungsmärkte geltenden besonderen 
Umstände, wie außergewöhnlich hohe Transport- 
kosten oder spezifische Merkmale dieser Märkte, 
berücksichtigt. 

Artikel 4 

Machen es die Lage im internationalen Handel oder 
die spezifischen Erfordernisse bestimmter Märkte 
notwendig, so kann die für die Gemeinschaft gel- 
tende Erstattung für eine oder mehrere Sorten nach 
dem Bestimmungsland dieser Erzeugnisse differen- 
ziert werden. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 
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Artikel 5 

1. Die Erstattung wird gezahlt, sobald der Nach- 
weis erbracht ist, daß die Erzeugnisse 

a) aus der Gemeinschaft ausgeführt wurden und 

b) daß sie gemeinschaftlichen Ursprungs sind. 

2. Bei Anwendung von Artikel 4 wird die Erstat- 
tung unter den Bedingungen des Absatzes 1 und 
unter der Voraussetzung gezahlt, daß der Nachweis 
erbracht ist, daß das Erzeugnis in dem Bestimmungs- 
land, für das die Erstattung festgesetzt worden ist, 
eingetroffen ist. 

Vorbehaltlich noch festzulegender Bedingungen, die 
gleichwertige Garantien bieten, kann jedoch von 
dieser Regel nach dem Verfahren des Absatzes 3 
abgewichen werden. 

3. Nach dem Verfahren des Artikels 17 der Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 727/70 können ergänzende Be- 
stimmungen und insbesondere die Einzelheiten für 
die Kontrolle der Gewährung der Erstattungen fest- 
gelegt werden. 

Artikel 6 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des Rates über 
die Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisa- 
tion für Rohtabak sieht in Artikel 9 Absatz 4 vor, 
daß der Rat die Grundregeln für die Gewährung der 
Erstattungen bei der Ausfuhr sowie die Kriterien 
für die Festsetzung der Erstattungsbeträge erläßt. 

Der vorliegende Vorschlag für eine Verordnung des 
Rates fügt sich in die Reihe der zu diesem Zweck 
für andere gemeinsame Marktorganisationen bereits 
erlassenen Verordnungen ein und übernimmt von 
ihnen einige Bestimmungen. Er enthält jedoch spezi- 
fische Aspekte, die den Besonderheiten des Tabak- 
sektors sowie der Preisregelung entsprechen, die in 
der Grundverordnung festgelegt worden ist. 

Hinsichtlich des Anwendungsbereichs bei der Ge- 
währung der Erstattungen erscheint es angebracht, 
diese auf Tabakballen zu beschränken, da Tabak 
aus technischen Gründen nur in dieser Form auf dem 
Weltmarkt gehandelt wird. 

Parallel zu den Vorschriften über die Festsetzung 
der Preise und Prämien ist vorgesehen, daß für jede 
in der Gemeinschaft erzeugte Tabaksorte eine eigene 
Erstattung festgesetzt wird und daß die Erstattung 


für ein und dieselbe Sorte je nach Erntejahr des 
Tabaks differenziert werden kann. 

Zwar wurden für die Festsetzung der Höhe der Er- 
stattungen gewisse Kriterien aus anderen Sektoren 
übernommen; doch wurde bei jeder einzelnen Sorte 
der Marktlage und den Möglichkeiten eines nor- 
malen kommerziellen Absatzes durch Gewährung 
der Prämie ein gewisser Vorrang eingeräumt. 

Ein wichtiger besonderer Aspekt der Erstattungen 
ergibt sich aus Artikel 9 Absatz 1 zweiter Unter- 
absatz der Grundverordnung. Dort wird bestimmt, 
daß der Erstattungsbetrag von Ausnahmefällen ab- 
gesehen, im Rahmen der Inzidenz des Gemeinsamen 
Zolltarifs festgesetzt wird. Die Grundregeln für die 
Erstattungen bestimmen also die Grenzen, innerhalb 
deren die Kommission unter Umständen über solche 
Ausnahmefälle zu beschließen haben wird. 

Eine je nach Sorte und gegebenenfalls nach Ernte 
und Bestimmungsland differenzierte Festsetzung der 
Erstattungen macht die Einführung einer geeigneten 
Kontrolleinrichtung erforderlich. Diese Kontrolle soll 
in Durchführungsverordnungen der Kommission in 
Übereinstimmung mit den bereits erlassenen Vor- 
schriften über die Prämiengewährung geregelt wer- 
den. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Festsetzung bestimmter Grundregeln für die Verträge über 
die erste Bearbeitung und Aufbereitung, für Lagerverträge so- 
wie für den Absatz des im Besitz der Interventionsstellen befind- 
lichen Tabaks 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 727/70 des 
Rates vom 21. April 1970 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Rohtabak 1 ), insbesondere 
auf Artikel 7 Absatz 3, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Auf Grund von Artikel 7 Absatz 1 zweiter Unter- 
absatz der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 können 
die Interventionsstellen Verträge über die erste Be- 
arbeitung und Aufbereitung sowie Lagerverträge 
abschließen. Die Interventionsstellen verfügen im 
allgemeinen weder über die dafür erforderlichen 
Anlagen noch über ausreichende Lagerungsmöglich- 
keiten für den Tabak. Daher müssen Grundregeln 
für den Abschluß dieser Verträge vorgesehen wer- 
den. 

Die Verträge über die erste Bearbeitung und Auf- 
bereitung sind im Wege der Ausschreibung abzu- 
schließen. Wegen der unterschiedlichen Behand- 
lungsweise der Tabaksorten entsprechend ihren 
Merkmalen muß sichergestellt werden, daß die 
Unternehmen, die ein Angebot einreichen, über die 
erforderlichen technischen Einrichtungen verfügen. 
Es muß die Möglichkeit bestehen, die Form der Aus- 
schreibung den Erfordernissen der reibungslosen 
Arbeitsweise der Interventionsstelle anzupassen. 

Auf Grund von Artikel 4 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1467/70 des Rates vom 20. Juli 1970 zur Fest- 
legung bestimmter Grundregeln für die Intervention 
auf dem Rohtabaksektor 2 ) wird der Verarbeitungs- 
ort auch nach Maßgabe der Transportkosten ab Ort 
der Übernahme gewählt. Es ist daher vorzusehen, 
daß auch beim Abschluß von Verträgen über die 
erste Bearbeitung und Aufbereitung diese Transport- 
kosten berücksichtigt werden. 

Um Störungen in der Funktionsweise der gemein- 
samen Marktorganisation zu vermeiden, ist die 
Festsetzung von Höchstbeträgen für die Ausschrei- 
bungen vorzusehen. 

Die Möglichkeit, mit der Interventionsstelle einen 
Lagervertrag abzuschließen, muß allen Interessen- 
ten, die voraussichtlich die geforderten Bedingungen 
erfüllen, offen stehen. 


Es müssen bereits jetzt bestimmte Grundregeln 
für den Absatz des im Besitz der Interventions- 
stellen befindlichen Tabaks durch Ausschreibung er- 
lassen werden. Es ist festzulegen, nach welchen 
Kriterien die Verkaufspreise dieses Tabaks festge- 
setzt werden sollen, damit die Bestimmungen des 
Artikels 7 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 
727/70 eingehalten werden. 

In den Unternehmen für die erste Bearbeitung und 
Aufbereitung muß zwischen dem Interventionstabak 
und anderem Tabak, für den die Prämie gewährt 
wird, unterschieden werden können - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Die in Artikel 7 Absatz 1 zweiter Unterabsatz 
der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 genannten Ver- 
träge über die erste Bearbeitung und Aufbereitung 
werden durch Ausschreibungsverfahren geschlossen. 

2. Die Ausschreibungsbedingungen müssen allen 
Interessenten, die über die erforderlichen techni- 
schen Einrichtungen für die Bearbeitung und Aufbe- 
reitung der betreffenden Erzeugnisse verfügen, un- 
abhängig von dem Standort ihres Unternehmens 
gleichen Zugang und gleiche Behandlung gewähr- 
leisten. 

3. Die Ausschreibungen können die Bearbeitung 
und Aufbereitung bestimmter Mengen während 
eines bestimmten Zeitraums betreffen. 

4. Die Angebote erstrecken sich auf die Gesamt- 
kosten für die erste Bearbeitung und Aufbereitung 
sowie die Transportkosten ab Ort der Übernahme. 

5. Für die Zulassung der Angebote kann die Stel- 
lung einer Kaution gefordert werden. Die Kaution 
verfällt ganz oder teilweise, wenn die Verpflich- 
tungen nicht oder nur teilweise erfüllt werden. 

6. Der Zuschlag wird für das mit dem gün- 
stigsten Angebot erteilt, sofern dieses nicht 

den für jede Sorte festgesetzten Höchstbetrag über- 
schreitet. 

Artikel 2 

1. Die in Artikel 7 Absatz 1 zweiter Unterabsatz, 
der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 genannten Lager- 
verträge werden von der Interventionsstelle mit 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 164 
vom 27. Juli 1970, S. 32 
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allen Interessenten abgeschlossen, die voraussicht- 
lich die Vertragsbedingungen erfüllen. 

2. Die Verträge erstrecken sich auf die vorläufige 
Aufnahme von Tabakblättern oder die Lagerung von 
Tabakballen, die von der Interventionsstelle aufge- 
kauft wurden, in geeigneten Einrichtungen und unter 
den günstigsten Bedingungen. 

Artikel 3 

Der Absatz des im Besitz der Interventionsstellen 
befindlichen Tabaks durch Ausschreibung erfolgt auf 
der Grundlage von jeweils festgesetzten Preisbe- 
dingungen, wobei insbesondere berücksichtigt wer- 
den: 

a) die Zielpreise und Prämien, 

b) die sich nach Artikel 4 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 727/70 ergebenden Kosten der ersten 
Bearbeitung und Aufbereitung, 

c) die Marktentwicklung und der Marktbedarf. 

Artikel 4 

Bei der ersten Bearbeitung und Aufbereitung gemäß 
Artikel 7 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 727/70 
unterliegt der Tabak der in Artikel 3 Absatz 3 erster 
Unterabsatz derselben Verordnung genannten Kon- 
trolle. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Veröffent- 
lichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EWG) Nr. 727/ 
70 des Rates über die Einrichtung einer gemeinsa- 
men Marktorganisation für Rohtabak sieht vor, daß 
der Rat die Grundregeln für den Absatz des im Be- 
sitz der Interventionsstellen befindlichen Tabaks er- 
läßt. Außerdem sieht Artikel 7 Absatz 1 zweiter 
Unterabsatz vor, daß der Rat die Bedingungen für 
den Abschluß von Verträgen über die erste Bear- | 
beitung und Aufbereitung sowie von Lagerverträgen 
durch die Interventionsstellen festlegt. Der vorlie- 
gende Verordnungsvorschlag des Rates behandelt 
diese beiden Problemkreise, denn der Rat legt darin 
die Grundregeln für alle nach der Übernahme des 
Tabaks durch die Interventionsstellen erforderlichen 
Arbeitsgänge fest. 

Was die Lagerung und die etwaige Aufbereitung 
der von den Interventionsstellen aufgekauften 
Waren anbelangt, so muß davon ausgegangen wer- 
den, daß die Interventionsstellen der einzelnen Mit- 
gliedstaaten nur über begrenzte Lagermöglichkeiten 
und über wenige oder keine Anlagen für die erste 
Bearbeitung und Aufbereitung verfügen. Unter 
diesen Umständen müssen die Interventionsstellen 
weitgehend von den in Artikel 7 Absatz 1 der Basis- 
verordnung genannten Verträgen Gebrauch machen. 
Da die Verarbeitungskosten bei der Festsetzung der 
Preisregelung (Prämien und abgeleitete Interven- 
tionspreise) eine wirtschaftliche Rolle spielen, dürfte 
ein Ausschreibungsverfahren für die erste Bearbei- 
tung und Aufbereitung am günstigsten sein. 


Im übrigen ist dafür Sorge zu tragen, daß das Ergeb- 
nis dieser Ausschreibungen mit den Grundlagen der 
Preisregelung vereinbar ist. Daher dürfen die bei 
der Vergabe der Bearbeitungs- und Aufbereitungs- 
arbeiten zugelassenen Angebote normalerweise 
nicht über die für die betreffende Sorte bei der Fest- 
setzung des Prämienbetrages festgelegten Kosten 
der ersten Bearbeitung und Aufbereitung zuzüglich 
der üblichen Übernahme- und Transportkosten hin- 
ausgehen. Für diese Höchstgrenze wird von der 
Kommission ein Globalbetrag festgesetzt. 

Der Absatz von Tabakballen durch öffentliche Ver- 
steigerung oder Ausschreibung ist bereits in der 
Grundverordnung festgelegt. In der Grundverord- 
nung ist außerdem vorgesehen, daß den Käufern 
gleicher Zugang zu den Waren und gleiche Behand- 
lung gewährt werden muß und daß der Absatz keine 
Marktstörungen verursachen darf. 

Die praktischen Einzelheiten für die Durchführung 
der Versteigerung müssen von den Sachverständi- 
gen noch eingehend geprüft werden. Es scheint je- 
doch angezeigt, bereits jetzt die Kriterien für den 
Absatz durch Ausschreibungen, die nach dem be- 
reits in anderen Sektoren üblichen Gemeinschafts- 
verfahren durchgeführt werden, festzulegen, damit 
die Verkaufspreise nicht durch die Gewährung der 
Prämie den Absatz des Tabaks der kommenden 
Ernten behindern. 
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